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Vorwort

Der Fortschritt der Medizin hat eine Situation geschaffen, in der viele Menschen 
fürchten, am Ende ihres Lebens nicht mehr selbst bestimmen zu können, ob sie mit 
einer ärztlichen Maßnahme einverstanden sind oder nicht. Immer wieder hatten die 
Gerichte darüber zu entscheiden, ob ein Patient in gesunden Tagen in einer Patien-
tenverfügung festlegen kann, dass er lebensverlängernde Maßnahmen in bestimm-
ten Krankheitssituationen ablehnt. 

Der Gesetzgeber hat hier endlich eine Entscheidung getroffen: Das am 18.6.2009 
beschlossene Dritte Gesetz zur Änderung des Betreuungsrechts hat die Patienten-
verfügung im Bürgerlichen Gesetzbuch verankert: § 1901 a und § 1901 b wurden 
neu eingefügt. Die Regelung trat am 1.9.2009 in Kraft. 

Die teilweise widersprüchliche Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs hatte dazu 
geführt, dass vor allem über folgende Frage Unsicherheit bestand: Kann der Verfas-
ser einer Patientenverfügung verbindliche Anweisungen für alle Stadien einer Erkran-
kung festlegen oder ist die Reichweite einer Patientenverfügung auf die Sterbe phase 
begrenzt? 

Seit vielen Jahren wurde auch über formale Voraussetzungen einer Patientenverfü-
gung diskutiert: Muss der Verfasser volljährig sein? Ist eine notarielle Beglaubigung 
erforderlich? Sind jährliche Bestätigungen und eine vorherige ärztliche Beratung 
zwingend erforderlich? 

Neu geregelt wurde auch die vieldiskutierte Frage, wann das Vormundschaftsgericht 
(seit 1.9.2009: Betreuungsgericht) beim Unterbleiben oder beim Abbruch lebensver-
längernder Maßnahmen entscheiden muss. 

Die wichtigsten Unsicherheiten der alten Rechtslage sind nun geklärt. Die neue 
gesetzliche Regelung verändert das Arzt-Patienten-Verhältnis. Neue Rechtsprobleme 
stellen sich. Vermutlich werden sich die Betreuungsgerichte in den kommenden Jah-
ren verstärkt mit Fragen zur Auslegung von Patientenverfügungen zu beschäftigen 
haben.
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Andere, teilweise sehr umstrittene Rechtsfragen zum Ende des Lebens sind von 
der Gesetzesänderung nicht betroffen. Dazu gehören die aktive Sterbehilfe, die 
Frage nach der ärztlichen Hilfspflicht nach einem Suizidversuch, Therapieabbruch 
sowie Behandlungsverweigerung eines einwilligungsfähigen Patienten. Außerdem 
der Konflikt zwischen der Selbstbestimmung des Patienten und dem Gewissen 
der Pflegekräfte sowie Fragen der Behandlung von Kindern und Jugendlichen am 
Lebensende. 

Die neue Rechtslage stärkt die Selbstbestimmung der Patienten, aber auch deren 
Selbstverantwortung. Ob jemand eine Patientenverfügung verfasst und wenn ja, mit 
welchem Inhalt, ist eine höchstpersönliche Entscheidung. Eine Patientenverfügung 
ist keine Standardware. 

Fragen zur Patientenautonomie am Lebensende sind für Pflegekräfte nicht nur von 
beruflichem Interesse. Die Themen, die in diesem Buch behandelt werden, betreffen 
jeden Menschen, der sich für die Selbstbestimmung am Lebensende interessiert. 
Deshalb richtet sich dieses Buch nicht nur an Pflegekräfte, sondern auch an Bera-
terinnen zur Abfassung von Patientenverfügungen, an rechtliche Betreuerinnen, 
an Ärztinnen, an Rechtsanwältinnen sowie an alle, die sich aus beruflichen oder 
persönlichen Gründen für eine verständliche, aber wissenschaftlich fundierte Auf-
bereitung von Fragen zu Patientenverfügung und Sterbehilfe auf der Grundlage der 
höchstrichterlichen Rechtsprechung interessieren. 

Frankfurt am Main, im Juni 2010 Martina Weber


